
für den Kreis Marienburg Westpn
ErscheintMittwoch und Sonnabend Abend.

sie-.18.

LandrätlicheBekanntmachungen.
Nr. 1f Marienburg, den ll März 1904.

.

Am Donnerstag. den 24. März d. Js» vormittags
10 Uhr, findet ein Kreistag mit folgender Tagesordnung statt:

«

I. Feststellung des Kreishaushaltsetats für das Rechnungs-
«

jahr 1904. .

»

2« Erstattung des Vertchts über die Verwaltung und den
Stand der Kreis-Kommunal-Angelegenheiten.

3- Prüfung,Feststellung und Entlastung der Kreis-Kommunal-
küssen-Rechnungfür 1902. !

s.

4- Desgleichender Kreis-Krankenkassen-Rechnungfür 1902.

5—-Desgleichender Rechnung der Sektion Marienburg der

Westpreußischenlaut-wirtschaftlichen Berufsgenossenschaft
für 1902.

«

-

S« Desgleichender Kreissvarkassen-Rechnungfür 1902.
7- Bau einer Pflasterstraße von Stalle nach der Stuhmer

Kreisgrenze.
s— Namhaftmachungder zu Amtsvorstehern befähigtenPer-

sonen für die Amtsperiode 19()4Jlk»)10.L» F
«

9s Feststellung»derBedingungen über die Anstellung der

» Bezirishebammenim Kreise. .

.

10« Wahl von Vertrauensmännern für die Amtsgerichtsbezirke
sMarieuburg und-Tiegenhof in Gemäßheit des § 40 des

Gerichtsverfassungs-Gesetzesvom 27. Januar 1877. -

U- Ergänzungs-und Erfatzwahlen für Kreisiommissionen.

Nr- 2. I. Landespolizeiliche Anordnung,
betreffenddie Geflügel-Cholera und die Hühnerpeft.

«

k Nachdemdurch die Bekanntmachungendes Herrn Reichs-
aUzlers vom 16. und 17. Mai 1903 (Reichsgesetzblatt S.
23 und 224) die Anzeigepflichtfür die mit Gepflügelcholera

IF HühnerpeftbezeichnetenGeflügelseucheneingeführt worden
- okdne ich zugleich im Hinblick auf die zur Zeit bestehende

FahrderVerbreitung deeser Seuchen und auf Grund der §§

u
- 18 bis 29 des Reichsgesetzes,betreffend die Abwehr und

HeldUnterdrückungder Viehseuchen vom 23. Juni 1880 im

ai»1894(R.-G.-B..S. 153x409xdes § 1 des preußischen
usfullrungsgesetzeszu diesem Gesetze vom 12. März 1881

d 128) des § 56 b Abs. 3 der Gewerbeordnung in
er Fassung des Gesetzes vom 6.—Angust1896 (R.G. BI.S.

685 sowiedes § 1 der Vundesratsinftrncktion vom 30. Maif
7s Juni 1895 (R.G.Bl.S.395) mit Genehmigung des Herrn

Ministersfür Landwirtschaft, Domänen und Forsten bis auf
wLiteresfolgendes an.

·"

ob
§ 1. Bricht in einem Geflügelbestandedie Geflügel-Cholera

er die Hühnerpestaus oder zeigen sichbei GeflügelErscheinungen,
is den Ausbruch einer dieser Seuchen befürchten lassen, so

gutder Besitzer oder dessen Vertreter (vergl.«§ 9 Abs. 1 und

stdesReichsviehseuchengesetzes)sofort davon der amtlichen Fest-
SUUUSder Seuche das gesamte Geflügel des Bestandes) Gänse,

Guten-Tauben, Hühner aller Art einschl. Truthühner Pfauen,

gasaneldvon öffentlichenWegen und Wasserläufen,sowie von
MU, die für fremdes Geflügelzugänglichsind, fern zu halten.

Marienburg den 5. März l904.

Auch hat er verwendete-s oder getötetes Geflügel des Be-

standes durch Anwendnung hoher Hitzegrade (Kochen bis zum

Zerfall der Weichteile, trockene Destilation Verbrennen oder

nach Bestreuen mit frischgelöschtem(Aetz-) Kalk, durch Vergrabeu
in Gruben, die von einer mindestens 1X2mstarken Erdschichtbe-

deckt sein müssenunschädlichzu beseitigen. Jedoch find einige
Kadaver zur Feststellung der Todesursache in einem verschlossenen
Behälter aufzubewahren, sofern die Seuche in der betr. Ort-

schaft noch, nicht festgestellt ist (vergl. § 4).
«

Die Anzeigepflicht liegt auch den in §9 Abs. 3 des

ReichsviehseuchengesetzesbezeichnetenPersonen ob.

§ 2. Die Ortspolizeibehördehat,- sobald sie durch die

Anzeige (§ 1) oder auf anderem Wege von dem Ausbruche
der Geflügel-Choleraoder der Hühnerpestoder von dem Ver-

dachte des Ausbruchs einer dieser Seuchen Kenntnis erhalten

hat, sofort den beamteten Tierarzt zur Feststellung der Seuche
zuzuziehen (vergl. jedoch § 4).

Jn eiligen Fällen kann der beamtete Tierarzt schon vor

polizeilichem Einschreiten die sofortige vorläufige Einfperrung
und Absonderung des erkrankten und oerdächtigenGeflügels
anordnen. Die getroffenen vorläufigenAnordnungen sind dem

Besitzer der Tiere oder dessen Vertreter entweder zu Protokoll
oder« durch schriftliche Verfügung zu eröffnen, auch ist der

Ortspolizeibehördedavon Anzeige zu machen.

§3. Die gutachtliche Erklärung des beamteten Tier-

arztes über den Ausbruch der Seuche ist tunlichst auf das

Ergebnis einer unter Anwendung der üblichenbakteriologischen
Methoden vorgenommenen Untersuchung zu gründen.

Auf die gutachtliche Erklärung des beamteten Tierarztes,
daß der Ausbruch der Seuche festgestelltsei, hat die Ortspolizei-
behördedie in den nachstehenden Paragraphen vorgeschriebenen
Schutzmaßregelnanzuordnen und für die Dauer der Gefahr
wirksam durchzuführen .

§ 4. Jst der Ausbruch der Geflügelcholeraoder der

Hühnerpest in einem Orte festgestellt, so kann die Ortspolizei-X
behörde,falls die Seuche auf andere Bestände des Orts über-

greift, ohne Zuziehung des- beamteten Tierarztes die polizei-
lichen Schutzmaßregelnasnordnen.

In solchen Fällen ist jedoch dem beamteten Tierarzt unter

Angabe der Art und der Stückzahl des von der Seuche be-

fallenen Geflügelbestandes sowie der erkrankten Tiere von der

Ortspolizeibehördekurze Mitteilung zu machen. i «

- § 5. Der Ausbruch der Geflügelcholeraoder der Hühner-
pest in einer bis dahin seuchenfreien Ortschaft ist sofort auf
ortsüblicheWeise und durch Bekanntmachung in dem für amt-

licheäVeröfsentlichungenbestimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatte)
zur öffentlichenKenntnis zu bringen. .

§ 6. Ju dem Seuchengehöftist das gesammte Geflügel
(§ 1) abzusondern und zwar unter Trennung des kranken von

dem übrigen Geflügel.
«

Der Absonderungsraum ist derart einzurichten, daß er für
fremdes Geflügel und in Freiheit lebende Vögel, insbesondere
Tauben und Sperlinge, nnzugänglichist.

Das abgesonderte Geflügel ist namentlich von öffentlichen



Wegen und Wasserläufendie das Seuchengehöftberühren,fern
zu halten.
§ 7. Das Seuchengehöftist am Haupteingang oder an

einer sonstigen geeignetenStelle in augenfälligernnd haltbarer
Weise mit der Inschrift »Geflügel-Eholeraoder Hühnerpest
zu versehen. -

·

,

§ 8. Aus dem Seuchengehöftedürfen bei Geflügel-Cholera
lebendes oder geschlachtetesGeflügel, sowie Teile von solchen,
bei Hühnerpestlebendes Geflügel und geschlachteteHühner aller
Art einschl. Truthühner,Pfanen, Fasanen, sowie Teile von

solchen nicht entfernt werden. Für gefchlachtetesGeflügel bei

Hühnerpestauch für lebende Gänse,Enten und Tauben, können
Ausnahmen von diesem Verbote von der Ortspolizeibehörde
zugelassen werden, sofern eine Weiterverbreitung der Seuche
dadurch nicht zu befürchtenist.

Kot, Dünger oder sonstiger Abfall (Federn) sowie Futter-
reste von Geflügel, dürfen ans einem Seuchengehöstenicht ent-

fernt werten, auch ist der Besiher oder dessen Vertreter anzu-

halten, Geflügelhändlern den Zutritt zu dem Gehöftnicht zu

gestatten.
§ 9. Besteht die Gefahr einer größeren Senchenaus-

breitung nicht nur für die betroffene Ortschaft, sondern auch
für ein weiteres Gebiet, so sind neben den besonderen auf die

- einzelnen SeuchengehöftebezüglichenMaßnahmen der § 5 bis 8

noch folgende Maßregeln anzuordnen:
1. Aufstellung von Tafeln mit der, Inschrift »Er-flügel-
Eholera« oder »Hühnerpest« an allen Eingängen des

Senchenortes. «

2. Verbot der Ausführungvon für die Seuche empfänglichem
lebenden Geflügel aus-, dem Seuchenorte.

3. Verbot des Durchtreibens von Geflügeldurch den Seuchen-
ort. Lebendes Geflügel; das sich im Besitze von Geflügel-
händlernbesindet, darf auch im Wagen durch den Seuchen-
ort nur durchgeführtwerden, wenn jeglicher Aufenthalt
im Orte vermieden wird. —

"

4. Verbot der Aussiellung von Geflügel im.Seuchenort. Bei

größerenOrtschaften kann die Anwendung aller oder

einzelner Vorschriften dieses Paragraphen auf Ortsteile

beschränktwerden.

§ 10. Treten unter Geflügel, das sich auf dem Trans-

port befindet, Todesfälle ein, die sich nicht mit Sicherheit auf
andere Ursachen

·

als Geflügelcholeraoder Hühnerpestzurück-

führen lassen, so hat derjenige, unter dessen Obhut sich die

Tiere besinden, dafür zu sorgen, daß die verendeten, sowie auch
die etwa getötetenTiere, bis auf einige zum Zwecke der Fest-
stellung der Seuche zu verwahrende Kadaver entweder unter-

wegs oder am nächstenStandorte in der in § I Abs. 2 be-

zeichneten Weise unschädlichbeseitigt werden. Schon vor der

amtlichen Seuchenermittelung ist die Abgabe von Geflügel aus

solchen Transporten verboten, nnd eine Berührung der Trans-

porte mit, anderem Geflügel sowie eine Verstreuung von-Kot,
Dünger, sonstigemAbfall (Federn) und Futterresten zu verhindern.

Wird bei Geflügel,das sich auf dem Transporte befindet,
die Geflügel-Choleraoder die Hühnerpestfestgestellt, so hat die

Ortspolizeibehördedie Weiterbeförderungzu verbieten und die-

Absperrung des Transports anzuordnen. Die Räumlichkeiten,

Fahrzeuge und sonstigen Behältnifse, in denen das Geflügel
untergebracht oder transportiert worden war, sowie die mit

ihnen in Berührung gekommenen Geräischaftensind zu reinigen
und zu desinsizieren. Jm Falle die Tiere binnen 24 Stunden

einen Standort erreichen können, wo sie durchseuchenoder ab-

geschlachtet werden sollen, kann die Ortspolizeibehördedie

Weiterbesörderungunter der Bedingung gestatten, daß- die Tiere

mit der Eisenbahn, zu Wagen oder Schiff- befördert werden

und fremde Gehöfte nicht berühren. Vor Erteilung der Er-

laubnis zur Uebersührungin einen andern Polizeibezirk ist bei

der Polizeibehördedes Bestimmungsortes anzufragen, ob die

35—·

Aufnahme der Tiere möglich ist. Wird die Erlaubnis zur
Uebersührungin einen andern Polizeibezirk erteilt, so ist die

Ortspolizeibehördedes Bestimmungsortes von der Sachlage in
Kenntnis zu setzen. Ausnahmsweise kann von vorstehender
Bestimmung auch Gebrauch gemacht werden, wenn der neue

Standort nur in einer 24 Stunden überfteigendenFrist er-

reichtwerden kann.

Jm übrigengelten auch für die Behandlung von Seuchen-
fällen unter Geflügeltransporten die allgemeinen Vorschriften.
§ 11. Die Räumlichkeiten,Fahrzeuge und sonstigen Be-

hältnisse,in denen krankes oder verdächtigesGeflüael unterge-
bracht war, sind gründlich zu reinigen und zu desinsizieren.
Der Kot, der Tünger, die Futterreste und der zusammengelehrte
Schmutz sind zu verbrennen. Fußboden,Türen, Wände-,Setz-
stangen, Futter- und Tränkgeschirre, sowie sonstige Geräte

sind mit heißerSodalauge (3 Raumteile Soda auf 100 Raum-
teile Wasser) gründlichabzuwaschen, schadhafteund gringwertige
Holzgegenständesind zu verbrennen

Von Erd- und Sandböden sind die obersten Schichten
auszuheben und unschädlichzu beseitigen.

Kadaver und Schlachtabfällesind in der in § 1 Abs. 2

bezeichnetenWeise unschädlichzu beseitigen.
Nach Trocknung und Lüftung der gereinigten Räumlich-

keiten sind der Fußboden, die Wände und Türen mit Kalk-

milch (1 Raumteil frisch gelöschten(Aetz)Kalkes auf 20 Raum-
teile Wasser) zu übertünchen.

Wird die Desinfekton kleiner Schwimmbecken erforderlich,
so empfiehlt es sich, dem Wasser Chlorkalk, etwa 1 Raumteil

auf 100 Raumteile Wasser, zuzusetzen und darin zu verteilen-
Nach 12 Stunden ist das Wasser abzulassen und das Becken

zu reinigen.
«

Die ordnungsmäßige Ausführung der Desinfektion ist

durch die Ortspolizeibehörde und, sofern Bestände von Ge-

flügelhändlerninBetracht kommmen, durch den beamteten Tierarzt
zu überwachen.Im letzteren Falle hat der beamtete Tierarzt
der Ortspolizeibehörde eine Bescheinigung über die ordnungs-
mäßige Ausführung der Desinfektion einzureichen.
§ 12. Die Geflügel-Cholera und die Hühnerpestgelten

als erloschenund die Sperrmaßregelnsind aufzuheben:
wenn seit Ablauf des letzten Seuchenfalles 14 Tages ver-

flossen sind oder wenn der ganze Geflügelbestand, bei der

Hühnerpeft mit Ausnahme von Tauben, verendet, getötet
oder geschlachtetist,

«

und wenn das Seuchengehöftvorschriftsmäßiggereinigt und

desinfiziert ist. (§ 11.) ,

Das Erlöschender Seuche ist in gleicher Weise wie der

Ausbrnch (§ 5) amtlich bekannt zu machen.
-

§ 13. a) Das Treiben von Handelsgeflügelzu anderen
als queidezwecken ist verboten. Die Beförderungdesselben darf
nur mittelstder Eisenbahn oder in Wagen,Käsigen,Körben2c.,
deren Einrichtung das Herabfallen von Kot und Streu ver-

hindert, erfolgen.
b) Den Geflügelhändlern ist verboten, Privatgrundstücke,

auf welchen Geflügelgehalten wird, ohne vorherige Genehmigung
der Besitzer mit ihrer Ware zu betreten. Auch haben sie das

Handelsgeflügel von geschlossenen Gewässern(Dorfteichen,
stagnierenden Gräben"2c.) fernzuhalten.

"

a) die mit der Eisenbahn eingeführtenHandelsgänse sind
bei der Ausladung durch den zuständigenKreistierarzt oder

dessenVertreter zu untersuchen. Letzterer hat über den Gesund-
heitszustandder Tiere eine Bescheinigungauszustellen, welchevon

dem jeweiligen Besitzer der Tiere und falls die Sendung in
Teilen veräußertwird, von dem Händler bis zur letzten Ver-

äußerung und nach dieser von dem letzten Erwerber 3 Monate

lang aufzubewahren und den Polizeibehördenund Kreistier-

ärzten auf Verlangen jederzeit vorzuweisen ist. Die Ankunft
der Gänse ist dem Kreistierarzt durch die Besitzer (Händler,»-
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Unternehmer,Begleiter, Führer) rechtzeitig, d. i. wenigstens
24 Stunden vorher anzuzeigen. Die Ausladung der Gänse
darf nur in Gegenwart des Kreistierarztes oder seines Ver-
treters erfolgen, hierbei muß dem untersuchendenTierarzt jede
VVU ihm geforderte Auskunft über Herkunft der Gänse gegeben
werden. Jm Falles bei der Untersuchung seuchenkranke oder

verdächtigeGänse ermittelt werden, so ist von dem Kreistier-
akzt bezw. dessen Verteter sofort die Weiterbeförderung des
betr. Transports zu verbieten und die Absperrung desselben an-

zuordnen. Dem zuständigenLandrat sowie der Ortspolizeibe-
hörde ist hiervon Anzeige zu machen.

Die Kosten der Untersuchung von Gänsen, welche von

Händlern zwecks öffentlichenVerkaufs eingeführtwerden, sind
von dem Besitzer (Händler, Unternehmer, Begleiter, Führer)
zu tragen, in allen anderen Fällen von der Staatskasse.

d) Die Beaufsichtigung der Geflügelausstellungenwird

Durcheine besonderelandespolizeilicheAnordnung geregelt werden«
§ 14.« Die landespolizeiliche Anordnung vom 27. Sep-

tember 1901 (A.-Bl. S. 325) betreffend die Bekämpfung der

Geflügelcholerawird hiermit aufgehoben. Die landespolizeiliche
Anordnungbetr. Verhütung der Einschleppung der Geflügel-
cholera aus Italien vom 2. August 1901 (A.-Bl. S. 283 ff.)
bleibt auch weiterhin in Kraft mit der Maßgabe, daß sich
diefelbenicht nur gegen die Einschleppungder Geflügelcholera,
sondernauch gegen die Hühnerpestrichten soll.
§ 15. Zuwiderhandlungen gegen diese landespolizeiliche

Anordnung· unterliegen den Strafverschriften in § 328 des

Strafgesetzbuchessowie in § 65 Nr..2 § 66 Abs. 3 und 4,·
§ 67 des Reichsviehseuchengesetzesbezw. § 148 Abs. 7 a- der

Gewerbeordnungin der Fassung des-Gesetzesvom 6. August 1896.

§ 16. Die Aufhebung oder AbänderungdieserAnordnung
wird erfolgen, sobald die eingangs gedachte Gefahr der Ver-

gkäitgng
der Geflügelcholeraund der Hühnerpest nicht mehr

e e t.
(

Danzig, den 26. Januar 1904.
·

Der Regierungs-Präsident
gez. von Jaronkyy

II. Landespolizeiliche Anordnung-
Vetreffenddie Ueberwachuug von Geflügel-Ansstellungen.

Jm Hinblick auf die zur Zeit bestehende Gefahr der Ver-

breitung von Geflügelseuchen,namentlich der Geflügelcholera
Usd der Hühnerpest,ordne ich aus Grund der §§ 17 bis 29
des Reichsgesetzesbetreffenddie Abwehr und Unterdrückungvon

Viehseuchemvom 23. Juni 1880 1. Mai 1894 (R.G.L1. S.

153X409)nnd der §§ 1 und 7 des preußischenAusführungs-
Aesetzeszu diesem Gesetze vom 12. März 1881 (G.S.S.,128),
sowie des § 1 der Bundesratsinstruktion vom 30. Mai-M.
Juni 1895 (R.G.Bl.H»357) mit Genehmigung des Herrn
Ministers für Landwirtschaft, Domänen und Forsten bis ans
Weiteres folgendes an:

§1 Alle Ansstellungenvon Geflügel (Gänse, Guten Tau-
ben, Hühner quer Aet, einschließlichIrr-erhabnen Pfaueetz Fa-
ssuen)mit Ausnahme der Brieftaubenausftellungen und solcher
Ansstellungen,die ausschließlichmit Geflügel aus dem Aus-

stellungsorteselbst oder aus einemsUmkreise von höchstens10
km um diesen Ort beschicktwerden, sind nach Maßgabe der

NachstehendenBestimmungen amtstierärztlichund veterinärpolis
zeilich zu beaufsichtigen.

,

.

§ 2. Das für eine Geflügelausstellungbestimmte Geflügel
Mußbei seinem Eintreffen am Ausstellungsorte mit Ursprungs-
öeUgniffen versehen sein, die eine Bezeichnung der einzelnen
Tiere und die polizeilicheBescheinigungenthalten müssen,daß
der Herkunftsort der Tiere zur Zeit seuchenfreiist und daß
in dem Geschäftaus dem das Geflügel stammt, seit 6 Wochen
weder die Geflügelcholeranoch die Hühnerpestsehekschthat-

Ausnahmsweise darf Geflügel aus solchen größeren
Orten zugelassen werden, in denen vereinzelt eine der vor-

genannten Seuchen herrscht.

. § 3 Das für die Ausstellung eingehendeGeflügel ist

amtstierärztlichzu untersuchen. Diese Untersuchung hat tunlichst
beim Ausladen, jedenfalls vor dem Verbringen in den· Aus-«
Lstellungsraumzu erfolgen. —

§ 4 Die zur Unterbringung des Geflügels auf der Aus-

stellung dienenden Käsige und sonstigen Behälter müssenvor

dem Gebrauchegehöriggereinigt und desinfiziert werden. Die
Art der Reinigung und Desinfektion bestimmt der überwachende
beamtete Tierarzt. -

Getrennt von demiAusstellungsraum ist ein zur Untersuchung
end Absonderung kranken und verdächtigenGeflügels geeigneter
Raum bereit zu halten.

§5. Das Geflügelist währendder Dauer der Aussiellung
"

fortlaufend durch die Ortspolizeibehördeoder deren Beamte
und durch den beamteten Tierarzt zu beobachten.
§ 6. Bricht in einer Ansstellung die Geflügelcholeraoder

die Hühnerpestaus oder wird der Verdacht einer dieser Seucheu
durch den beamteten Tierarzt festgestellt,so sind die erkrankten
und die seuchenverdächtigensowie die nach Lage der Umstände
als ansteckungsverdächtiganzusehendenTiere sofort in dem zu
diesem Zweckevorgesehenen Beobachtungsraume (§ 4 Abs. 2)
abzusondern nnd zu bewachen. Das Betreten dieses Raumes

ist außerdem beamteten Tierarzte nur den mit der Pflege der
Tiere betrauten Personen zu gestatten; der Zutritt zu den an--

deren Ausstellungsräumenist den letzteren zu verbieten.

Diejenigen Plätze, an denen das kranke oder verdächtige
Geflügel gestanden hat oder von denen nach den Umständen
anzunehmen ist, daß sie durch Kot, Futterreste u. s. w., die von

solchemGeflügel herrühren, verunreinigt wurden, sind sofort
nach Anweisung des beamteten Tierarztes zu reinigen und zu
desinsizieren.

"

Die auf Grund eines Seuchenverdachtes getroffenen vor-

läufigen Maßregelnsind aufzuheben, sobald durch die in jedem
Falle unter Anwendung der üblichenbatteriologischenMethoden
vorzunehmendeamtstierärztlicheUntersuchung der Verdacht nicht
bestätigtwird. Zur Feststellung der Hühnerpesthat stets eine

Jmpfung von Versuchstieren stattzufinden. Bei der Geflügel-
cholera empfiehlt sie sich in allen nicht zweifelfreien Fällen. -

§ 7. Solange der Verdacht einer seuchenartigen Er-

krankung besteht, darf auch gesundes Geflügel,daß sich auf
der Ausstellung befindet, aus dem Ausstellungsorte nicht ent-

fernt werden-; dasselbe gilt, wenn der Seuchenausbruch durch
den beamteten Tierarzt festgestellt ist, für die Dauer von

mindestens 5 Tagen nach dem letzten Erkrankungsfalle, der sich
außerhalb des Beobachtungsraumes unter dem Ausstellungsgek
flügel ereignet hat. -— Die Unterbringung des Geflügels kann

auch in anderen Räumen am Ausstellungsorr erfolgen, sofern
damit die Gefahr einer Senchenverschleppungnach dem Gut--

achten des beamteten Tierarztes nicht verbunden ist.
·

Geschlachtetes gesundes Geflügel darf unter der gleichen
Voraufetzungauch aus dem Ansstellungsort ausgeführtwerden«

«—

§ 8. Die Seuche gilt auch innerhalb der Ausstellungs-
und Beobachtungsräumeals Erloschen und die Sperrmaßregeln
sind aufzuheben,wenn alle kranken oder verdächtigenTiere ver-

endet oder getötetsind oder wenn die Unverdächtigkeitdes über-

lebenden Geflügels durch das Gutachten des beamteten Tier-

arztes festgestellt und wenn außerdem in allen Fällen eine

Reinigung und Desinfektion der verseuchtenKäfige, Behälter pp.
und Räumlichkeitennach Anweisung des beamteten Tierarztes
ausgeführtund dies von ihm bescheinigt worden ist.
§ 9. Für die nach § 1 von den vorstehenden Vorschriften

ausgenommenen Ansstellungen haben die Ortspolizeibehörden
je nach Lage des Falles die zur Verhütnng des Ausbruches
und der Berschleppungsowie zur Unterdrückungvon Geflügel-
seuchen erforderlichenAnordnungen unter Berücksichtigungder
allgemeinen Bestimmungenüber die Bekämpfungdieser Seuchen
zu treffen. Jedoch ist regelmäßigvon den in den §§ 2 und 3

vorgesehenen Beschränkungen(Beibringung von Ursprungs-



zeuguissen und amtstierärztlicheUntersuchungvor dem Ber-

bkiugeu nach dem Ausstellungsraum) abzusehen.
§ 10. Meine Verfügungenvom 11. Juli und 3. August

1901, betreffendBeaufsichtigungder Geflügelausstellungenwerden

hiermit aufgehoben.« .

§ 11. Zuwiderhandlungengegen diese landespolizeiliche
Anordnung unterliegen den Strafvorschriften in § 328 des

Strafgesetzbuch-r sowie in § 66 Abs. 3 und 4, § 67 des

Reichsviehseuchengeseßes.
«

- § 12. Die Aufhebungoder Abänderungdieser Anordnung
wird erfolgen, sobald die eingangs gedachte Gefahr der Ver-

breitung von Geflügelseucheminsbesondere der Geflügelcholera
und der Hühnerpestnicht mehr besteht.

Danzig, 26. Januar 1904.

Der Regierungs-Präsident
gez. von Jarotzky.

Marienburg, 15. Februar 1904.

BorstehendelandespolizeilicheAnordnungen werden hiermit
zur Kenntnis der Ortspolizei- und Ortsbehörden des Kreises,
sowie des geflügelhaltendenPublikums gebracht-

Nr. 3. lMarienburg, den 1. März 1904.

Es sind gewählt und bestätigt worden:
a. zum Gemeindevorsteher

der Hofbesitzer Wilhelm Dyck in Schoenhorst,
p. zum stellvertr. Schöffeu

der Hofbesitzer Brnno Dombrowsti in Schoeneberg.

Nr. 4. Marienburg, den 2. März 1904.

Vorschußweise Zahlung von Steuern durch die
.

- Gemeinden.

Finanz-Ministerial-Erlaß vom 1. Mai 1897 —- Il. 5366. —-

Es ist nicht zu billigen, daß die Gemeinden zum Soll
stehende Staatssteuerbeträge,die von den veranlagten Zensiten
nicht gezahlt sind und mit Rücksichtauf die begründeteEr-

wartung der demnächstigen-Abgangstellungauch nicht einzufordern
waren, aus ihren Mitteln vorschießenund an die Kreislasse
abführen. Solche Beträge sind eventuell auch über den Jahres-
abschluß hinaus, bis zur Abgangstellnng als Reste zu führen.
Wenn indeßderartige Vorschußleistungeuvon Gemeindendennoch
ausnahmsweise vorkommen, so erübrigt allerdings nur die

spätere Erstarrung an die Gemeinde. In solchenFällen ist in
der Erstattungslifte der Sachverhalt völlig klar zu stellen und

— in der Quittung über den Rückempfangvon der Gemeinde oder

Gemeindekasseausdrücklichzu erklären,daß-sie den Betrag vor-

schußweiseaus ihren Mitteln gezahlt und auch später vonden
veranlagten Zensiten oder für dessen Rechnung nicht erstattet
erhalten habe-. . «« ,

Vorstehender Erlaß wird mit dem Bemerken zur Kenntnis

gebracht, daß in Zukunft die bisher häufig vorgekommenen
nachträglichenZu- und Abgangstellungennach Möglichkeiteinzu-
fchränkensind.

"

»

Die Magifträte sowie die Herren Gemeinde- und Guts-
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vorsteher des Kreises werden hierdurch an rechtzeitigeVorlage
der Kontroll-Auszügenebst Belägen über sämtlicheim Laufe -

des 2. Halbjahres vorgekommenen Zu- und Abgänge erinnert.
«

Wegen der bis zum 18. März j. Js. vorgeschriebenenAn-

zeige verweise ich auf meine Kreisblatt-Bekanntmachungvom

· Der Vorsitzende
der Einkonnnenftener-Veranlagnngs-Komnrission.

Nr. ö. Marienburg, den 2. März 1904.

Es wird hiermit zur öffentlichenKenntnis gebracht, daß
der Termin der Personenftandsanfuahme für die Steuer-

veranlagung Seitens der Königl..Regierung zu Danzig wieder

auf den 14. November d. Is. zurückverlegtist. —

Der Vorsitzende
der Einkommensteuer-Veranlagnngskommission.

Nr. 6. Marienburg, den 2. März 1904.
Die Magisträte sowie die Herren Gemeinde- und Guts-

vorsteher des Kreises ersuche ich mir die Zu- nnd Abgangs-
liften für das II. Halbjahr 1903 bestimmt bis zu
20. d. Mis. einzureichen« .

·

Verzögerungensind in Anbetracht des bevorstendenFinal-
abschlussesunter allen Umständen zu vermeiden.

Bei Versäumung der obigen Frist tritt kostenpflichtige
Abholnng ein. Wegen Aufstellung der Zu- und Abgangs-
listen verweise ich auf meine Kreisblattsbekanntmachung vom.

8. Mai 1895 (Beilage zum Kreisblatt Nr. 76) und vom 2.

Oktober1903 Kreisblatt Nr. 79. .

Besonders mache ich darauf aufmerksam, daß, die Be-

scheinigung auf der ersten Seite der Abgangslisten zwar
unterschriftlich zu vollziehen aber weder mit Buchstaben
noch mit Ziffern auszufüllen ist.

Der Vorsitzende
der Einkommenftener-Veranlagnngs-Kommitfion.

Bekanntmachungen anderer Behörden.
Nr. 1. Vekanntmachnng.

Diejenigen Unteroffiziere und Mannschaften der Reserve
und Landwehr 1. Aufgebots aller Waffen, die zum Eintritt
in die ostasiatifche Befatznngsbrigade bereit sind, werden

hierdurch aufgefordert, sich alsbald bei dem zuständigenBezirks-
feldwebel zu melden. «

.

«

Sie müssensich für die Zeit bis zum 30. September
1906 zum Dienst in Ostasien verpflichten, können jedoch vor

Ablauf der übernommenen Dienstzeit entlassen werden, sofern
ihre Dienste in Ostasien früher entbehrlich werden.

Bedingungen für Annahme sind vorzugsweiseTropendienst-
fähigkeitund durchaus gute Führung.

Auch Berheiratete können sich melden.
Alles Nähere teilen die Bezirkskommandos mit.

Königl. Bezirkskomrnando Marienburg.

Druck von O. Halb-Marienburg


